Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Atomwaffensperrvertrag 


Wir fragen die neue Bundesregierung: 

1. Friedliche Nutzung der Kernenergie 

a) Wie beurteilt die neue Bundesregierung die Vorschläge des 
Bundesministers des Auswärtigen vom 8. August 1969, vor 
einer abschließenden Würdigung des Atomwaffensperrver- 
trags durch weitere internationale Verhandlungen den deut- 
schen Interessen entsprechende Garantien und Interpreta- 
tionen zu erhalten, unter anderem in den Fragen der allge- 
meinen Anerkennung der Kontrollen der Europäischen 
Atomgemeinschaft, der Verhinderung von diskriminierenden 
unterschiedlichen Kontrollsystemen innerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaften und einer befriedigenden Kosten- 
regelung? 

b) Welche Folgerungen zieht die neue Bundesregierung aus 
den weiter bestehenden Bedenken maßgebender Kreise der 
deutschen Wirtschaft und Wissenschaft gegen unklare Be- 
stimmungen des Atomwaffensperrvertrages, wie sie in der 
Erklärung des Deutschen Atomforums vom April dieses 
Jahres und der letzten Äußerung des Vorsitzenden des Deut- 
schen Atomforums vom 2. Oktober 1969 erneut ausgespro- 
chen wurden? 

c) Hält die neue Bundesregierung an den Beschlüssen des 
Bundeskabinetts vom 13. August 1969 fest? Welche neuen 
Garantien und verbindlichen Interpretationen sind seit der 
Kabinettsitzung vom 13. August 1969 und ihrem der Öffent- 
lichkeit mitgeteilten Ergebnis in diesen und anderen Fragen 
erreicht worden? 

2. Verbindung mit der Abrüstung 

Steht die neue Bundesregierung noch heute auf dem Standpunkt, 
den der Bundesminister des Auswärtigen in seiner Erklärung 
vom 27. April 1967 eingenommen hatte, wonach „die Welt 
erwarten muß, daß auch die Atomwaffenmächte im Interesse 
ausgewogener Verpflichtungen des Vertrages sich dazu bereit 
finden, ihn als einen Schritt zu umfassenderen Lösungen zu 
akzeptieren; . . . daß es den Kernwaffenmächten obliegt, die 
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weitere Entwicklung immer gefährlicherer Waffen einzustellen, 
die vorhandenen Bestände einschließlich der Träger nicht weiter 
zu vermehren, ihren Abbau einzuleiten, mit der Produktion 
spaltbaren Materials für militärische Zwecke aufzuhören und 
einen vollständigen Testbann zu erzielen"? 

3. Gewährleistung der Sicherheit 

Die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland beruht auf dem 
Atlantischen Bündnis, in dessen Rahmen die nuklearen Arran- 
gements eine für die Verteidigung der Bundesrepublik ent- 
scheidende Rolle spielen. Es ergeben sich im Zusammenhang 
mit der Entscheidung über die Unterzeichnung des Atomwaffen- 
sperrvertrages folgende Fragen: 

a) Ist die Rechtsverbindlichkeit der amerikanischen Interpreta- 
tionen, soweit diese die nuklearen Arrangements innerhalb 
der NATO berühren und seitens der amerikanischen Regie- 
rung in der Ratifikationsdebatte des amerikanischen Senats 
offengelegt worden sind, als gesichert anzusehen, unabhän- 
gig davon, wann die Vereinigten Staaten und die Sowjet- 
union den Atomwaffensperrvertrag ratifizieren? Welche 
Schritte wird die neue Bundesregierung ergreifen, wenn die 
Vereinigten Staaten den Atomwaffensperrvertrag vor der 
Sowjetunion ratifizieren sollten? 

b) Welche Schritte wird die neue Bundesregierung ergreifen, 
um die Verbindlichkeit der Interpretation des Begriffs „Ver- 
fügungsgewalt", der in der Ratifikationsdebatte des amerika- 
nischen Senats von der amerikanischen Regierung nicht 
offengelegt worden ist, sicherzustellen? 

c) Wie will die neue Bundesregierung das Sicherheitsrisiko 
ausschalten, das die Bundesrepublik und ihre europäischen 
Partner laufen würden, falls der NATO-Vertrag zeitlich vor 
dem Atomwaffensperrvertrag seine rechtliche Geltung ver- 
liert? 

d) Was gedenkt die neue Bundesregierung zu tun, um die 
Sowjetunion zu veranlassen, auf ihren Interventionsvorbe- 
halt zu verzichten, den sie auf die Artikel 53 und 107 der 
Charta der Vereinten Nationen zu stützen versucht? 

4. Sicherheit der europäischen Einigungsbestrebungen 

a) Stimmt die neue Bundesregierung mit der Auffassung der 
Fraktion der CDU/CSU überein, daß die Interpretation Num- 
mer 6, welche die amerikanische Regierung in der Ratifika- 
tionsdebatte des Senats zur Frage der europäischen Option 
vorgelegt hat, restriktiver ist, als es der Wortlaut der 
Artikel I und II des Vertrages erfordert? 

b) Was gedenkt die neue Bundesregierung zu tun, um eine 
Sicherstellung der europäischen Option in Übereinstimmung 
mit dem Text des Vertrages zu erreichen, insbesondere auch 
im Hinblick auf künftig mögliche Entwicklungen rein defen- 
siver nuklearer Waffensysteme? 
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c) Wie beurteilt die neue Bundesregierung die Erklärung der 
Fraktionsführung der FDP vom August 1969, die Regierung 
der Sowjetunion sei zu Gesprächen über offene Fragen des 
Atomwaffensperrvertrages bereit? Gilt diese Erklärung für 
den gesamten Bereich der im Rahmen des Atomwaffensperr- 
vertrages noch ungeklärten Fragen? 

5. Universalität des Vertrages 

Wie beurteilt die neue Bundesregierung die Chancen, den 
universalen Charakter des Atomwaffensperrvertrages sicher- 
zustellen in Anbetracht der Tatsache, daß zahlreiche Schwellen- 
mächte, und zwar vier der sieben Schwellenmächte der soge- 
nannten ersten Kategorie, und acht der sechzehn Schwellen- 
mächte der sogenannten zweiten Kategorie, diesen bis heute 
ebenso wie die Bundesrepublik noch nicht unterzeichnet haben 
und mehrere dieser Staaten möglicherweise die Unterzeichnung 
des Vertrages endgültig ablehnen werden? 


Bonn, den 20. Oktober 1969 


Dr. Barzel und Fraktion 
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Begründung 


Die Bundesregierung hat am 13. August 1969 entsprechend 
einem Vorschlag des Bundesministers des Auswärtigen be- 
schlossen, in den für Deutschlands Interessen wesentlichen Fra- 
gen weitere Klärungen und Interpretationen vor einer abschlie- 
ßenden Würdigung des Atomwaffensperrvertrages herbeizufüh- 
ren. Unmittelbar nach der Bundestagswahl ist bei dem Partei- 
kongreß der britischen Labour-Party durch den Vertreter der 
SPD erklärt worden, die neue Bundesregierung werde dem 
Atomwaffensperrvertrag jetzt unterzeichnen. Dieser Wider- 
spruch ist geeignet, im In- und Ausland Unklarheit über die 
deutsche Haltung hervorzurufen. Es erscheint bei der großen 
Bedeutung dieser Frage im Interesse der Erhaltung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, der vollen Respektierung der Euro- 
päischen Verträge, der Nichtdiskriminierung der deutschen Wis- 
senschaft und Industrie und der außenpolitischen Situation der 
Bundesrepublik Deutschland erforderlich, die deutsche Politik 
klarzustellen und die Sachfragen erneut im Deutschen Bundes- 
tag zu diskutieren. Dabei müssen die neuen Absichten der Bun- 
desregierung mit dem früher im Deutschen Bundestag, der 
Öffentlichkeit und in internationalen Gesprächen vertretenen 
Grundsätzen verglichen werden. Eine wirkungsvolle Vertre- 
tung der deutschen Interessen setzt eine Kontinuität in der Sach- 
argumentation und im Verfahren voraus, die durch die erwähnte 
Ankündigung in Frage gestellt erscheint. 
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